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(Nr. 8287.) Geſetz, betreffend die Gebühren der Anwälte und Advokaten. Vom 1. Mai 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Sl: 


Die für die Gebühren der Anwälte und Advokaten im Geltungsbereiche 
des Geſetzes, betreffend den Anſatz und die Erhebung der Gebühren der Rechts⸗ 
anwälte, vom 12. Mai 1851. und in der Provinz a gemäß den gegen- 
wärtig beſtehenden Geſetzen und Verordnungen geltenden Sätze, einſchließlich der 
in einzelnen Fällen beſtimmten höchſten Sätze, werden um ein Viertel ihres bis⸗ 

herigen Betrages erhöht. f 

Die bei der Berechnung der Gebühren in Reichsmarkrechnung ſich er⸗ 
gebenden Pfennigbeträge, welche nicht durch zehn theilbar ſind, werden auf den 
nächſten durch zehn theilbaren Betrag erhöht. 

Auf Schreibegebühren, Tagegelder und Reiſekoſten und auf Gebühren für 
Es und Ablieferung von Geldern finden dieſe Vorſchriften keine An⸗ 
wendung. 

Die im Schlußſatz der Nr. 3. des ) 5. des Tarifs zu dem Geſetze vom 
12. Mai 1851. enthaltene Beſtimmung bleibt in Kraft. 


$. 2. 

Anwälte und Advokaten in den $. 1. bezeichneten Gebieten erhalten, wenn 
ſie in einer Entfernung von mehr als anderthalb Kilometer von ihrem Wohn⸗ 
orte Geſchäfte vornehmen, außer ihren ſonſtigen Gebühren: 

Jahrgang 1875. (Nr. 8287.) 30 an 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Mai 1875. 


# 


: = 
an Tagegeldern zwölf Mark, 
für ein Nachtquartier drei Mark, 
an Reiſekoſten: 
bei Reiſen, welche auf Eifenbahnen oder Dampfſchiffen zurückgelegt 
werden können, eine Mark für je ſieben und einhalb Kilometer 
und drei Mark für jeden Zu⸗ und Abgang, 
bei anderen Reiſen vier und eine halbe Mark für je ſieben und ein⸗ 
halb Kilometer. 

Bei Berechnung dieſer Gebühren finden die Vorſchriften der Verordnung, 
betreffend die den Juſtizbeamten bei Dienſtgeſchäften außerhalb des Gerichtsorts 
an gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten, vom 24. Dezember 1873. $$.1. 

bis 6. (Gefeß-Samml. 1874. S. 2.) entſprechende Anwendung. 


8.35 
Die für die Gebühren der Anwälte und Advokaten nach der Verordnung, 
betreffend den Anſatz der Gerichtskoſten und der Gebühren der Rechtsanwälte in 
e in denjenigen Landestheilen, für welche die Strafprozeßordnung vom 


25. Juni 1867. erlaſſen iſt, vom 30. Auguſt 1867. (Geſetz⸗ Samml. S. 1412.) 


geltenden Sätze werden in der F. 1. beſtimmten Weiſe auch für den Bezirk des 
Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main erhöht. 


H. 4. | 
Diefes Gefe findet auf bereits anhängige Prozeſſe erſt nach Beendigung 
der Inſtanz e 
Der F. 2. iſt auf alle nach dem Jntrafttreen des Geſetzes vorgenommenen 
Geſchäfte anzuwenden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 119 a 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 1. Mai 1875. 


(L. S) Wilhelm. 


| Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8288) 


a Geſetz, betreffend die Gebühren der Advokaten, Notarien, Skribenten und Wechſel⸗ 
notarien im Bezirk des Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main. Vom 
2. Mai 1875. e 


(Nr. 8288 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, für den Bezirk 
des Appellationsgerichts zu Frankfurt am Main, was folgt: 


SER 
Die durch das Geſetz vom 3. Auguft 1852. beſtimmten Gebühren der 
Advokaten werden in der Weiſe geändert, daß bei den Gebührenſätzen zwei Mark 
Reichsmünze an die Stelle eines Guldens Süddeutſcher Währung treten. 


K. 2. a 


In derſelben Weiſe werden die durch die Verordnung vom 11. April 1822. 
und das Geſetz vom 19. Dezember 1862. beſtimmten Gebühren der Notarien, 
der Skribenten und der Wechſelnotarien geändert. 

Die bei der Umrechnung der Gebührenſätze in Reichsmarkrechnung ſich er⸗ 
gebenden Pfennigbeträge, welche nicht durch fünf theilbar ſind, werden auf den 
nächſten durch fünf theilbaren Betrag erhöht. 


$. 3. 


Die Gebühren für Prozeßhandlungen und Geſchäfte, welche, bevor dieſes 
Geſetz in Kraft getreten, vorgenommen Kid, kommen nach den bisherigen Vor— 
ſchriften in Anſatz. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 2. Mai 1875. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 
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(Nr. 8289.) Geſetz, betreffend die Wiederherſtellung der Grundbücher des Grundbuchamts 
Stickhauſen. Vom 3. Mai 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unfexer Monarchie, 
was folgt: 
St 


Die bei dem Brande vom 29. und 30. Dezember 1874. zerſtörten Grund⸗ 
bücher des Bezirks des Grundbuchamts Stickhauſen werden von Amtswegen in 
der durch die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. beſtimmten Form und 
Einrichtung wiederhergeſtellt. 

F. 2. 


Die in den Grund- und Gebäudeſteuerbüchern bezeichneten Eigenthümer 
der im Bezirke des Grundbuchamts Stickhauſen belegenen Grundſtücke werden 
Behufs Wiederherſtellung des Grundbuchs vorgeladen. 


$. 3. 8 
Der als Eigenthümer Vorgeladene iſt verpflichtet, dem Grundbuchamte 
J) die zur Eintragung ſeines Eigenthums im Grundbuche erforderlichen 
Nachweiſe beizubringen; b 
2) alle auf dem Grundſtücke haftenden Beſchränkungen des Eigenthums, 
Eigenthumsvorbehalte, dingliche Rechte, Hypotheken und Grundſchulden 
anzuzeigen. 
F. 4. 


Das Grundbuchamt kann die Befolgung der Ladung und die Erfüllung 
der den Geladenen obliegenden Verpflichtungen unter Androhung von Geld⸗ 
ſtrafen bis Einhundert und fünfzig Mark erzwingen. 


$. 5. f 
Zur Eintragung des Vorgeladenen als Eigenthümer genügt es, wenn ſein 
Eigenthumsrecht durch den Inhalt der Grundakten glaubhaft gemacht wird oder 
wenn der Vorgeladene 

1) feinen Eigenthumsbeſitz durch ein Zeugniß des Gemeindevorſtandes be⸗ 
ſcheinigt, 

2) oder durch Urkunden, eidesſtattlich abgegebene Verſicherungen von 
Zeugen oder ſonſt glaubhaft macht, daß er allein oder unter Hinzu⸗ 
rechnung der Beſitzzeit feiner Rechtsvorgänger das Grundſtück ſeit zehn 
Jahren ununterbrochen im Eigenthumsbeſitz gehabt hat. 

8. 6. 

Wer in dem Steuerbuche nicht als Eigenthümer verzeichnet iſt, gilt als 

berechtigt, in dem Grundbuche als Eigenthümer eingetragen zu werden, wenn 


er die nach F. 5. erforderlichen Nachweiſe beibringt und der im Steuerbuche 
» ET: 
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5 Verzeichnete in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde ſeine Ein⸗ 


willigung ertheilt, oder zur Ertheilung derſelben rechtskräftig verurtheilt wird. 


9 7. 

Alle Perſonen, welche als Eigenthümer Behufs Wiederherſtellung des 
Grundbuchs nicht vorgeladen ſind und gleichwohl vermeinen, daß ihnen an einem 
im Bezirke des Grundbuchamts Stickhauſen belegenen Grundſtücke das Eigen⸗ 
thum zuſtehe, ſowie alle Perſonen, welche vermeinen, daß ihnen an einem ſolchen 
Grundſtück ein die Verfügung über daſſelbe beſchränkendes Recht, eine Hypothek 


oder eine Grundſchuld, oder irgend welche andere der Eintragung im Grundbuch 


bedürfende dingliche Rechte zuſtehen, ſind durch das Grundbuchamt Stickhauſen 
öffentlich na ihre Anſprüche innerhalb einer dreimonatlichen Friſt, deren 
blauf dem Tage nach beſtimmt zu bezeichnen iſt, bei dem Grundbuchamte Stick⸗ 

hauſen anzumelden. s 

Von der Verpflichtung zur Anmeldung ſind diejenigen Berechtigten frei, 
welche der Eigenthümer in emäßheit des F. 3. Nr. 2. vor Ablauf der drei; 
monatlichen Ausſchlußfriſt angemeldet hat. 

Ueber die Anmeldung hat das Grundbuchamt dem Anmeldenden auf Ver⸗ 
langen eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


s $. 8. f 
Wer die ihm obliegende Anmeldung unterläßt, erleidet den Rechtsnachtheil, 


daß er ſein Recht gegen einen Dritten, welcher im redlichen Glauben an die 
Richtigkeit des Grundbuchs nach deſſen Wiederherſtellung das Grundſtück er⸗ 
worben hat, nicht geltend machen kann, und daß er ſein Vorzugsrecht gegenüber 
denjenigen, deren Rechte vor Ablauf der dreimonatlichen Ausſchlußfriſt ange⸗ 
nd und demnächſt auch eingetragen find, verliert. Dieſe Folgen der unterlaſſenen 

Anmeldung ſind in der öffentlichen Aufforderung ($. 7.) wörtlich anzugeben. 


a $. 9. 
Die öffentliche Aufforderung (F. 7.) iſt durch das Amtsblatt und durch 


zwei andere öffentliche Blätter ie drei Malen in angemeſſenen Zwiſchenräumen 
vor Ablauf der Ausſchlußfriſt bekannt zu machen. 


F. 10. 


Die Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels erfolgt nach Ablauf der 
dreimonatlichen Ausſchlußfriſt. 


Bei der Anlegung des Grundbuchblatts oder Artikels iſt für ein ange⸗ 

meldetes Recht eine Vormerkung einzutragen: 

1) wenn die Entſtehung dieſes Rechts glaubhaft gemacht iſt und entweder 
der Eigenthümer der Eintragung widerſpricht oder die Rangordnung 
des Rechts beſtritten tft; 

2) wenn von dem Eigenthümer die Identität des Grundſtücks beſtritten 

Wird, dieſelbe aber glaubhaft gemacht iſt. 
Gr. 8289) §. 12. 


BR 


g.12. 


Vor der rechtskräftigen Entſcheidung über angemeldete ftreitige Eigenthums⸗ 
anſprüche oder das Eigenthum beſchränkende Rechte darf das Blatt für das 
Grundſtück im Grundbuche nicht angelegt oder das Grundſtück nicht in den 
Artikel des Eigenthümers aufgenommen werden. f 


§. 13. 


Behauptet der Eigenthümer, daß ein angemeldetes Recht getilgt ſei, ohne 
dies urkundlich nachweiſen zu können, ſo iſt das Recht einzutragen, zugleich aber 
in der Spalte „Veränderungen“ die behauptete Tilgung, wenn ſie glaubhaft 
gemacht iſt, vorzumerken. f 

F. 14. | 

Die Wiederherſtellung der Grundbücher, einſchließlich der Verhandlungen, 
welche bei dem Grundbuchämte zu dieſem Zwecke ſtattfinden, erfolgt koſten⸗ und 
ſtempelfrei. 0 

GES: 

Zur Amortifation der vor Ablauf der dreimonatlichen Ausſchlußfriſt ver⸗ 
lorenen Hypothekenurkunden und Grundſchuldbriefe, welche die im Bezirke des 
Grundbuchamts Stickhauſen belegenen Grundſtücke betreffen, bedarf es keines 
beſonderen Aufgebots; es ſoll vielmehr die Quittung oder, ſoweit der Anſpruch noch 
befteht, der Mortifikationsſchein des Berechtigten die Stelle des Ausſchlußerkennt⸗ 
niſſes vertreten. f 5 

8 $. 16. 

Bei den vor erfolgter d ec des Grundbuchs eingeleiteten noth- 
wendigen Subhaſtationen hat das Gericht an Stelle der aus dem Grundbuche 
erſichtlichen Realgläubiger diejenigen zu laden, deren Rechte bis zur Einleitung 
der Subhaſtation bei dem Grundbuchamte Stickhauſen angemeldet worden ſind. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 3. Mai 1875. 


(. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


ee 


n 


| (Nr. 8290.) Gefeß, betreffend Erhöhung der Gebühren der Gerichtsvollzieher im Bezirk des 
\ Appellationsgerichtshofes zu Cöln. Vom 12. Mai 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu Cöln, was folgt: i 

Die den Gerichtsvollziehern im Bezirk des Appellationsgerichtshofes zu 
Cöln nach der Taxe vom 29. März 1851. (Geſetz⸗Samml. ©. 73.) d 
Gebühren, mit Ausſchluß der im zweiten Abſatz der Nr. 74. Abſchnitt IV. daſelbſt 
erwähnten, werden um ein Viertel ihres Betrages erhöht, und die bei der Um⸗ 
rechnung dieſer erhöhten Gebühren in Reichswährung ſich ergebenden Pfennig⸗ 
beträge, welche nicht durch fünf theilbar ſind, auf den nächſten höheren durch 
fünf theilbaren Betrag abgerundet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. Mai 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8291.) Tarif der Lootſeugebühren für die Begleitung der Schiffe im Friſchen Haff. 
Vom 10. April 1875. 


A. Von Pillau nach Königsberg und umgekehrt: 
Von Schiffen von einem Netto-Raumgehalte 


1) bis 200 Kubikmeter ———— 10 Mark — Pf. 
2) über 200 bis 250 Kubikmeter u- 50 
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(Nr. 8290-8291.) 12) über 


) über 900 bis 1000 Ku 


- 1000 1300 
- 1300 1600 


bude und umgekehr %%% ͤũ 1]y 5 1 
C. Von Königsberg nach Elbing bis Schiffsruhe und um- 

gelehrr. „„ I 
D. Von Pillau nach Elbing bis Schiffsruhe und umgekehrt 16 — 
E. Von Schiffsruhe bis Elbing und umgekehrt.. 2 


Bemerkung zu B. bis E. Die Lootſengebühren ſind von jedem 
Schiffe ohne Unterſchied der Größe zu entrichten. Br 


Zuſätzliche Beſtimmungen. 


1) Die vorſtehend feſtgeſetzten Lootſengebühren erhöhen ſich: ö 
a) für 135 mitgeführte Lichterfahrzeug ohne Unterſchied des Raum- 
gehalts um 2 Mark, f . 
Pi für jeden begonnenen Zeitraum von 6 Stunden, den der Lootſe 
s ohne ſein Verſchulden länger als 24 Stunden auf dem Schiffe ver⸗ 


weilen muß, um 1 Mark. i 

2) Den Lootſen iſt an Bord freie Verpflegung und erforderlichenfalls Schlaf- { 
ftelle zu gewähren. A 
Berlin, den 10: April 1875. 


(I. S) Wilhelm. 
f Camphauſen. Achenbach. | 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


o 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). | 


